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Beitragssatzung  
zur Entwässerungssatzung der Stadt Selm  

Entwässerungsbeitragssatzung - vom 30.11.1995  
(Amtsblatt vom 11.12.95)  

 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.06.94 (GV NW S. 666) und der §§ 2, 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NW) vom 21.10.69 (GV NW S. 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30.04.91 (GV NW S. 214/222), in Verbindung 
mit der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und 
den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 
- Entwässerungssatzung - vom 15.06.94 hat der Rat der Stadt 
Selm in seiner Sitzung am 16.11.95 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Anschlußbeitrag  

 
Die Stadt Selm erhebt zum teilweisen Ersatz ihres Aufwandes 
für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der 
öffentlichen Abwasseranlage einen Anschlussbeitrag. 
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§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht  

 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die 

öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden 
können und für die 

 
  a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 

ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden 
können, 

 
  b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 

festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der 
geordneten baulichen Entwicklung der Stadt Selm zur 
Bebauung anstehen. 

 
(2)   Wird ein Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage 

tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der 
Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Abs. 1 nicht vorliegen. 

 
 

§ 3 
Beitragsmaßstab  

 
(1)   Maßstab für die Berechnung des Anschlussbeitrages 

sind die Nutzungsflächen. Die Nutzungsflächen ergeben 
sich aus den Grundstücksflächen, die entsprechend Maß 
und Art der zulässigen oder tatsächlichen Nutzung mit 
einem Nutzungsfaktor vervielfacht werden. 
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(2)   Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 gilt bei 
Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines 
Bebauungsplanes die Fläche, die baulich, gewerblich 
oder in vergleichbarer Weise genutzt werden kann. 

 
(3)   Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 gilt bei 

Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines 
Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die ein 
Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder 
vergleichbare Nutzung nicht festsetzt,  

 
  a) soweit sie an die kanalisierte Erschließungsanlage 

angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen 
Grenze des Grundstückes mit der 
Erschließungsanlage und einer im Abstand von 33 m 
dazu verlaufenden Parallele. 

 
  b) soweit sie nicht an die Erschließungsanlage 

angrenzen oder lediglich durch eine dem Grundstück 
dienende Zuwegung mit der Erschließungsanlage 
verbunden sind, die Fläche zwischen der 
Grundstücksgrenze, die der Erschließungsanlage 
zugewandt ist und einer im Abstand von 33 m dazu 
verlaufenden Parallele. 

 
  Überschreitet die zulässige oder tatsächliche Nutzung die 

Begrenzung nach Abs. 1 Buchstabe a) oder 
Buchstabe b), so ist die Grundstückstiefe maßgebend, 
die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige 
Verbindung zum Grundstück herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.  
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  Die Tiefenbegrenzung gilt nicht bei Grundstücken in 
Gebieten, die gem. Abs. 7 als Kern-, Gewerbe- oder 
Industriegebiete anzusehen sind sowie bei überwiegend 
gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken in 
den übrigen Gebieten. 

 
(4)  Bei Grundstücken, die gleichzeitig an mehrere 

kanalisierte Erschließungsanlagen angrenzen, ist in den 
Fällen des Abs. 3 Buchstabe a) und b) bei der Ermittlung 
der Grundstücksfläche stets von der kanalisierten 
Erschließungsanlage auszugehen, deren Kanal für die 
Ableitung der Grundstücksabwässer in Anspruch 
genommen wird. 

 
(5)  Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der 

Nutzung wird die Grundstücksfläche (Abs. 2, 3 und 4) mit 
einem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im einzelnen 
beträgt: 

 
  a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder  
   gewerblich nutzbaren Grundstücken, auf  
   denen keine Bebauung zulässig ist  1,0 
  b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit  1,25 
  c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit  1,5 
  d) bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75 

e) bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubar- 
 keit    2,0 

 
(6)  Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines 

Bebauungsplanes gilt als zulässige Zahl der Geschosse 
die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur 
Grundflächen- und Baumassenzahlen aus, so gilt als 
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Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 
3,5, wobei Bruchzahlen auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet werden. 

 
  Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der 

Vollgeschosse vorhanden oder zugelassen, so ist diese 
zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die 
zulässige Baumassenzahl überschritten wurde. 

 
  Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein 

Bebauungsplan sich in der Aufstellung befindet und den 
Verfahrensstand im Sinne des § 33 Baugesetzbuch 
erreicht hat. 

 
(7)  Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines 

Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein 
Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse oder die 
Baumassenzahl nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse: 

 
 a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der 

tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
 
 b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der 

Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgehung 
überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. Hierbei ist die 
Zahl der bei den bebauten Grundstücken an derselben 
Straßenseite überwiegend vorhandenen Vollgeschosse 
maßgebend. Ist eine Straßenseite noch gänzlich 
unbebaut, so gilt die an der gegenüberliegenden 
Straßenseite überwiegend vorhandene Zahl der 
Vollgeschosse. 
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(8)  Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder 
Stellplätze zulässig oder vorhanden sind, wird ein 
Vollgeschoss zugrunde gelegt. Gleiches gilt für 
Grundstücke, die im Bebauungsplan als 
Gemeinbedarfsflächen ohne Festsetzung der 
Geschosszahl ausgewiesen sind oder in unbeplanten 
Gebieten als solche genutzt werden, womit auch die 
Nutzungsart berücksichtigt ist.  

 
(9)  Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der 

Nutzung werden die in Abs. 5 festgesetzten Faktoren um 
0,5 erhöht 

 
 a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten 

Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten; 
 
 b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne 

Festsetzung durch Bebauungsplan eine Nutzung wie in 
den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden 
oder zulässig ist; 

 
 c) bei Grundstücken außerhalb der in den Buchstaben a) 

und b) bezeichneten Gebieten, die gewerblich, industriell 
oder in ähnlicher Weise genutzt werden (z.B. 
Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn- und 
Schulgebäuden), wenn diese Nutzung überwiegt. 
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§ 4 
Beitragssatz  

 
(1)  Der Anschlussbeitrag beträgt bei einem Anschluss für 

Schmutz- und Niederschlagswasser (Vollanschluss) je 
qm Nutzungsfläche 3,89 EUR. 

 
(2)  Darf nur Niederschlagswasser oder nur Schmutzwasser 

in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden 
(Teilanschluss), ermäßigt sich der Anschlussbeitrag um 
die Hälfte. 

 
(3)  In den Fällen des Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht für 

den Restbetrag nach Maßgabe des § 5 Abs. 3. 
 
 

§ 5 
Entstehung der Beitragspflicht  

 
(1)  Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an 

die Abwasseranlage angeschlossen werden kann. 
 
(2)  Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit 

dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen 
nachträglicher Genehmigung. 

 
(3)  In den Fällen des § 4 Abs. 3 entsteht die Beitragspflicht 

für den Restbetrag, sobald der Vollanschluss des 
Grundstückes zulässig ist. 
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§ 6 
Beitragspflichtige  

 
(1)  Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der 

Zustellung des Beitragsbescheides Eigentümer des 
Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem 
Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 

 
(2)  Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; 

bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
 

§ 7 
Fälligkeit der Beitragsschuld  

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des 
Beitragsbescheides fällig. 
 
 

§ 8 
Übergangsvorschrift  

 
(1)  Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 

dieser Satzung bereits an die Abwasseranlage 
angeschlossen werden konnten, entsteht die 
Anschlußbeitragspflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
  Das gleiche gilt für Grundstücke, die beim Inkrafttreten 

dieser Satzung bereits angeschlossen waren. 



                                                                                                         
Entwässerungsbeitragssatzung                                                     IV/10 
                                                                                                         
Ortsrecht 34. Erg.                                                               März 2003 
                                                                                                          

- 9 - 

 
(2)  In den Fällen des Abs. 1 Satz 2 entsteht keine 

Anschlussbeitragspflicht, wenn und soweit für den 
Anschluss des Grundstückes bereits eine 
Kanalanschlussgebühr oder ein Kanalanschlussbeitrag 
erhoben wurde und der Heranziehungsbescheid 
unanfechtbar ist. 

 
 

§ 9 
Inkrafttreten  

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Entgegenstehendes Ortsrecht tritt mit dem gleichen Tage 
außer Kraft. 
 


